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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

FJ - G

zu Punkt ... der 890. Sitzung des Bundesrates am 25. November 2011

Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und
Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz - BKiSchG)

A

Der federführende Ausschuss für Frauen und Jugend

empfiehlt dem Bundesrat, zu dem vom Deutschen Bundestag am

27. Oktober 2011 verabschiedeten Gesetz zu verlangen, dass der Vermittlungs-

ausschuss gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen

einberufen wird:

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4 KKG i. V. m. § 134a SGB V)

Die Kostenerstattung durch die gesetzliche Krankenversicherung nach dem

SGB V für Hebammenleistungen ist zeitlich auf sechs Monate zu verlängern,

ohne dass eine gesonderte ärztliche Anordnung unter Angabe einer medizini-

schen Indikation notwendig ist.

Begründung:

Hebammen können Familien, zu denen sie typischerweise einen guten Zugang
haben, frühzeitig unterstützen; damit können sie eine wichtige Brückenfunk-
tion zur Jugendhilfe erfüllen.
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Da viele gesundheitliche Schwierigkeiten (Wochenbett-Depressionen, Schrei-
kinder, Fragen der Ernährung des Kindes usw.) erst nach dem zweiten Monat
auftreten, ist die Ausweitung der Hebammenleistungen seit längerem eine For-
derung der Länder. Eine bei Bedarf mögliche zeitliche Verlängerung der Heb-
ammenleistungen kann einen wichtigen Beitrag zur Prävention vor gesundheit-
lichen Schäden des Kindes auch durch Vernachlässigung oder Misshandlung
leisten. Die Ausweitung zielt auf die Förderung des gesunden Aufwachsens des
Kindes. Sie erspart gesundheitliche Folgekosten und ist daher gesundheitspoli-
tisch sinnvoll und geboten. Der Bundesrat fordert daher, die Kostenerstattung
durch die gesetzliche Krankenversicherung nach dem SGB V für Hebammen-
leistungen zeitlich auf sechs Monate zu verlängern (ohne die Zahl der 36 abre-
chenbaren Besuche zu erhöhen).

2. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4 KKG)

Die befristete Finanzierung eines Modellprojekts "Bundesinitiative Familien-

hebammen" ist angesichts des jeweiligen Sachstandes in den Ländern weder

bedarfsgerecht noch nachhaltig. Als Aufgabe des primärpräventiven Kinder-

schutzes ist vielmehr neben der medizinischen auch eine psychosoziale Unter-

stützung durch Hebammen oder Familienhebammen dauerhaft auf der Ebene

des Bundes finanziell zu sichern.

Begründung:

Besonders qualifizierte Hebammen ("Familienhebammen") haben - wie alle
Hebammen - bereits während der Schwangerschaft und direkt nach der Geburt
einen unmittelbaren, selbstverständlichen und vertrauensvollen Zugang zu jun-
gen Familien und erbringen medizinische Leistungen der Hebammenhilfe.
Ausgehend von ihrem gesundheitsorientierten Grundberuf sind sie mit ihrer
Zusatzqualifikation darüber hinaus im Hinblick auf einen psychosozialen
Unterstützungsbedarf von Familien, der kindlichen Entwicklung und der El-
tern-Kind-Interaktion fortgebildet und können gerade Familien in belastenden
Lebenslagen in den ersten Lebensmonaten des Kindes auch psychosozial im
Interesse des Kindeswohls begleiten.
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Diese Hebammen unterstützen also Mütter und Väter mit Säuglingen nicht nur
medizinisch (z. B. zu Pflege und Ernährung des Kindes), sondern können auch
auf besondere Bedürfnisse von Familien in belastenden Lebenslagen eingehen
(z. B. psychische Erkrankungen, Paarkonflikte, Störungen in der Eltern-Kind-
Beziehung) bzw. diese erkennen und angemessene Hilfe vermitteln.

Allerdings ist ein zeitlich befristetes Bundesprogramm zum Auf- und Ausbau
von Familienhebammen, wie in Artikel 1 § 3 Absatz 4 des Gesetzentwurfs vor-
gesehen, wenig nachhaltig. Fast alle Länder haben in den vergangenen Jahren
Programme zur Qualifizierung von Hebammen bzw. Familienhebammen
aufgelegt. Die Konzepte und Zugänge unterscheiden sich zwar, treffen sich
jedoch an der Stelle, an der es darum geht, die nichtstigmatisierenden Zugänge
von Hebammen zu Familien zu nutzen, ihre Wahrnehmungskompetenz für
belastete Lebenslagen (z. B. psychisch kranke Mütter) zu stärken und Hebam-
men als Brückenbauerinnen zu anderen Systemen (z. B. Jugendhilfe) zu
nutzen. Ein erneutes Bundesprogramm für vier Jahre mit 120 Millionen Euro
würde zwangsläufig zu Doppelstrukturen führen und gleichzeitig Länder und
Kommunen nach Ablauf des Modellzeitraums mit der Finanzierung neu
aufgebauter Strukturen alleine lassen.

Erforderlich ist eine dauerhafte nachhaltige Finanzierung dieser Leistungen
von Hebammen oder Familienhebammen auf der Ebene des Bundes.

3. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4 KKG) i. V. m. Artikel 3 (SGB V)

Zur Absicherung primärpräventiver Leistungen regionaler Netzwerke "Frühe

Hilfen" und zum Aufbau weiterer regionaler Netzwerke zur Förderung der

Gesundheit und des Wohls von Kindern ist eine gesetzliche Regelung in das

Fünfte Buch Sozialgesetzbuch aufzunehmen, welche die Krankenkassen zu

einem angemessenen Zuschuss zu den von diesen Netzwerken erbrachten

präventiven Leistungen verpflichtet.

Begründung:

Die Krankenkassen sollen im Zusammenwirken mit den zuständigen Stellen in
den Ländern und Kommunen, unbeschadet der Aufgaben anderer, gemeinsam
und einheitlich regionale Netzwerke nach § 3 KKG und die von dem Netzwerk
erbrachten primärpräventiven Leistungen zum Erhalt von Kindergesundheit
fördern.
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4. Zu Artikel 2 Nummer 21 (§ 79a SGB VIII)

Regelungen zur Qualitätsentwicklung und -sicherung sind zwar grundsätzlich

sinnvoll, um den Qualifizierungsprozess in der öffentlichen Jugendhilfe weiter

voranzubringen. Damit die Regelungen aber praxistauglich und unbürokratisch

umsetzbar sind, besteht in der konkreten Ausgestaltung, insbesondere bei § 79a

SGB VIII, Veränderungsbedarf mit dem Ziel, die bundesrechtlichen Vorgaben

auf das Notwendige zu beschränken.

Begründung:

Die verbindliche bundesrechtliche Vorgabe zur Qualitätsentwicklung in der
Kinder- und Jugendhilfe sollte nicht überreguliert und zu bürokratisch
ausgestaltet werden. Insbesondere sind die in § 79a Absatz 2 SGB VIII
vorgesehenen Vereinbarungen verzichtbar.

5. Zu den Kosten des Gesetzes

Der Bundesrat erwartet, dass der Bund die infolge des Gesetzes zur Stärkung

eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen den Ländern direkt und

indirekt entstehenden finanziellen Mehrbelastungen dauerhaft und vollständig

ausgleicht.

Begründung:

Eine sachgemäße Umsetzung der neuen Vorschriften stellt große finanzielle
Anforderungen an die öffentlichen Träger. Laut Begründung zum Gesetzent-
wurf sollen für die Länder einmalige Umstellungs- und Aufbaukosten in Höhe
von 25,08 Millionen Euro im Jahr 2012 und 25 Millionen Euro im Jahr 2013
sowie jährliche Mehrkosten von 64,03 Millionen Euro entstehen. Diese Dar-
stellung der Kosten des Gesetzes genügt nicht der vom Bundesrat geforderten,
transparenten und vollständigen Darlegung in nachvollziehbaren Rechen-
schritten und es ist zu befürchten, dass höhere Mehrkosten entstehen werden.
Die umfassende Realisierung der gesetzlichen Vorgaben steht und fällt mit den
Mitteln, die den Kommunen für Personal, Konzepte und Maßnahmen zur
Erfüllung der an sie gestellten Anforderungen zur Verfügung stehen werden.
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Die Jugendämter stehen derzeit schon vor schwierigen finanziellen Rahmen-
bedingungen und müssen um die Bereitstellung der Mittel für eine qualitäts-
orientierte Aufgabenerledigung ringen. Den Kommunen müssen im Rahmen
der Finanzordnung weitere Mittel durch den Bund zur Verfügung gestellt
werden.

B

6. Der Gesundheitsausschuss

empfiehlt dem Bundesrat, dem vom Deutschen Bundestag am 27. Oktober 2011

verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 i. V. m. Artikel

104a Absatz 4 des Grundgesetzes zuzustimmen.

C

7. Der Gesundheitsausschuss

empfiehlt dem Bundesrat ferner, die folgende Entschließung zu fassen:

Der Bundesrat begrüßt die generelle Zielsetzung des Bundeskinderschutz-

gesetzes, insbesondere das ausgewogene Verhältnis zwischen der Stärkung des

Schutzauftrags und dem präventiven Schutz von Kindern und Jugendlichen.

Gleichzeitig bedauert er jedoch ausdrücklich, dass das Gesetz Prävention in

diesem Sinne als alleinige Aufgabe der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen des

Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) - Kinder- und Jugendhilfe -

ausgestaltet. Der eigenständige rechtliche und politische Stellenwert des

Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) als Teil des

Bundeskinderschutzgesetzes begründet sich vor allem dadurch, dass "Frühe

Hilfen" gemeinsame Aufgabe sowohl der Kinder- und Jugendhilfe als auch des

Gesundheitsbereichs sind.



Empfehlungen, 670/1/11 - 6 -

...

Im Rahmen der "Frühen Hilfen" spielt die gesunde Entwicklung von

Kindern eine wesentliche Rolle. Es wäre daher konsequent und notwendig

gewesen, auch die Rahmenbedingungen des Gesundheitswesens im Fünften

Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) - Gesetzliche Krankenversicherung - zur

frühzeitigen Unterstützung von Familien in belasteten Lebenssituationen zu

verbessern. Hierzu legte eine gemeinsam von Gesundheitsminister-

konferenz und Jugend- und Familienministerkonferenz eingesetzte

Arbeitsgruppe im Jahr 2009 einen Bericht vor, der Regelungslücken an der

Schnittstelle von SGB V und SGB VIII benennt und entsprechende

Änderungsvorschläge aufzeigt. Die Vorschläge wurden im Gesetz

größtenteils nicht aufgegriffen, obwohl die Notwendigkeit der Verbes-

serung der Rechtsgrundlagen in der Kinder- und Jugendhilfe und im

Bereich der Schnittstelle zum Gesundheitswesen konstatiert wird. Der

Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, diese Vorschläge in einem

künftigen Gesetzgebungsverfahren aufzunehmen.

Der Bundesrat unterstützt die Intention des Gesetzes, die lokalen Netzwerke

"Frühe Hilfen" durch den Einsatz von Hebammen zu stärken. Er teilt die

Haltung der Bundesregierung, dass Hebammenleistungen im Zusammen-

hang mit der Geburt und unmittelbar danach für Prävention und

Gesundheitsförderung bei den Neugeborenen und der Mutter wichtig sind.

Hebammen können Familien, zu denen sie typischerweise einen guten

Zugang haben, frühzeitig unterstützen; damit können sie eine wichtige

Brückenfunktion zur Jugendhilfe erfüllen. Der auf der Rechtsgrundlage des

§ 134a SGB V zwischen den Berufsverbänden der Hebammen und den

Spitzenverbänden der Krankenkassen abgeschlossene Vertrag über die

Versorgung mit Hebammenhilfe enthält in der als Anlage 1 zu diesem

Vertrag beigefügten Hebammen-Vergütungsvereinbarung Bestimmungen

über die gegenüber der Krankenkasse abrechnungsfähigen Leistungen.

Ohne eine ärztliche Anordnung sind innerhalb der ersten zehn Tage

maximal 20 Leistungen (Wochenbettbetreuung und Beratung) abrechnungs-

fähig, zwischen dem elften Tag nach der Geburt bis zum Ablauf von acht

Wochen nach der Geburt sind insgesamt bis zu 16 weitere Leistungen

abrechnungsfähig.
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Da viele gesundheitliche Schwierigkeiten (Wochenbett-Depression, Schrei-

kinder, Fragen der Ernährung des Kindes usw.) erst nach dem zweiten

Monat auftreten, ist die Ausweitung der Hebammenleistungen seit einigen

Jahren immer wieder ein Thema in der Fachdiskussion. Eine bei Bedarf

mögliche zeitliche Verlängerung der Hebammenleistungen kann einen

wichtigen Beitrag zur Prävention vor gesundheitlichen Schäden des Kindes

auch durch Vernachlässigung oder Misshandlung leisten. Die Ausweitung

zielt auf die Förderung des gesunden Aufwachsens des Kindes. Sie erspart

gesundheitliche Folgekosten und ist daher gesundheitspolitisch sinnvoll und

geboten. Der Bundesrat fordert daher die Bundesregierung auf, in einem

weiteren Gesetzgebungsverfahren zeitnah die Kostenerstattung durch die

gesetzliche Krankenversicherung nach dem SGB V für Hebammen-

leistungen zeitlich auf sechs Monate zu verlängern (ohne die Zahl der 36

abrechenbaren Besuche zu erhöhen).

Der Bundesrat stellt mit Enttäuschung fest, dass es nicht gelungen ist, im

Gesetzgebungsverfahren die Kostenfolgen des Gesetzes in nachvollzieh-

baren Rechenschritten transparent und vollständig darzulegen.

Kostenverursachende Standards, die finanzielle Belastungen der

Kommunen bewirken, sind Thema der von der Bundesregierung einge-

setzten Gemeindefinanzkommission. Die Länder fordern seit langem die

Überprüfung bestehender Standards und sehen die Schaffung ent-

sprechender neuer Regelungen besonders kritisch. Die Vermeidung

weiterer Belastungen der Haushalte von Ländern und kommunalen

Gebietskörperschaften war auch ein wichtiger Grund für die Einsetzung der

Föderalismuskommission und für die Einfügung einer "Schuldenbremse" in

das Grundgesetz. Vor dem Hintergrund dieser Bemühungen von Bund und

Ländern sind auch wichtige gesellschaftliche Anliegen wie dem

Kinderschutz dienende Gesetzesvorhaben in besonders kostenträchtigen

Punkten auf deren Erforderlichkeit zu hinterfragen und auf das unabdingbar

Notwendige zu beschränken.
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Der Bundesrat erwartet, dass der Bund die infolge des Gesetzes zur

Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen den

Ländern direkt und indirekt entstehenden finanziellen Mehrbelastungen

dauerhaft und vollständig ausgleicht.

*


